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Entscheidungsdatum

04.09.2018
Norm

B-VG Art.133 Abs4

FPG 8§67

VWGVG §7 Abs4

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
1. FPG 867 heute
2. FPG § 67 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. FPG § 67 giiltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
4. FPG § 67 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
5. FPG § 67 giiltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
6. FPG § 67 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
7. FPG § 67 glltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
8. FPG § 67 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
1. VWGVG 8 7 heute
2. VWGVG § 7 gultig von 01.01.2019 bis 31.12.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 7 gultig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
4. VwGVG § 7 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
Spruch
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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Birgit WALDNER-BEDITS als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde des XXXX, geb. am XXXX; StA: Rumanien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und
Asyl, ZI. XXXX, vom 27.03.2018 beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Birgit
WALDNER-BEDITS als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des rémisch 40, geb. am réomisch 40 ; StA: Rumanien, gegen
den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl, ZI. rémisch 40, vom 27.03.2018 beschlossen:

A)
Die Beschwerde als verspatet zurtickgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
BEGRUNDUNG:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

Mit oa Bescheid wurde gegen den BF ein Aufenthaltsverbot von zwei Jahren gem.8 67 Abs. 1 und 2 FrepoG erteiltMit
oa Bescheid wurde gegen den BF ein Aufenthaltsverbot von zwei Jahren gem.Paragraph 67, Absatz eins und 2 FrepoG
erteilt.

Dieser Bescheid wurde am 27.03.2018 von der belangten Behdrde an den Beschwerdefuhrerin per RSb zugestellt.
Die Rechtsmittelfrist endete am 24.04.2018.

Am 13.05.2018 langte die Beschwerde des BF per e-mail beim BFA ein.

Die Beschwerde war daher verspatet.

Der BF hat das behérdliche Schriftstiick nicht abgeholt.

Mit Schreiben vom 22.05.2018 erging seitens des Bundesverwaltungsgerichts ein Verspatungsvorhalt an den
Beschwerdefiihrer.

Darin wurde dem Beschwerdefiihrer zur Kenntnis gebracht, dass sich die gegenstandliche Beschwerde nach der
vorliegenden Aktenlage als verspatet darstelle

Der Verspatungsvorhalt wurde dem Beschwerdeflihrer am 29.05.2018 und am 04.07.2018 per RSb durch Hinterlegung

versucht zuzustellen.

Der BF behob beide Male die Schriftstticke nicht.

Der Beschwerdefiihrer erstattete keine Stellungnahme zum Parteiengehor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Gegen den BF wurde ein befristetes Aufenthaltsverbot von zwei Jahren erlassen.

Dieser Bescheid wurde am 27.03.2018. von der belangten Behdrde an den Beschwerdeflhrer durch Hinterlegung
zusgestellt.

Mit Schreiben vom 13.05.2018 brachte der Beschwerdeflhrer eine Beschwerde gegen diesen abweisenden Bescheid
bei der belangten Behorde ein.

Mit Schreiben vom 22.05.2018, zugestellt am 29.05.2018 und nochmals am 04.07.2018 erging seitens des
Bundesverwaltungsgerichts ein Verspatungsvorhalt an den Beschwerdefuhrer.Der BF behob das Schriftstiick nicht.

Der Beschwerdeflhrer erstattete keine Stellungnahme.
2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen zum Zeitpunkt der Antragstellung, Bescheiderlassung und Beschwerdeeinbringung beruhen auf



dem vorliegenden Akteninhalt.

Die Feststellung, dass der Beschwerdefuhrer keine Stellungnahme erstattet hat, ergibt sich ebenfalls aus dem
Akteninhalt.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.GemaR Paragraph 6, BVwWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch

Senate vorgesehen ist.

Gem.8§ 1 VwWGVG ist das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes durch das
VwGVG, BGBI. | 2013/33 i. d.F.BGBI. | 2013/122, geregelt. Gemal3§ 58 Abs. 2 VwWGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in
Kraft.Gem. Paragraph eins, VwGVG ist das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes durch das VwWGVG, BGBI. rémisch eins 2013/33 i. d.F. BGBI. rémisch eins 2013/122, geregelt.
Gemald Paragraph 58, Absatz 2, VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt
hatte.Gemald Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemaR Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt
hatte.

Zu Spruchpunkt A):

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Bundesverwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern
die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.GemaR Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG
hat das Bundesverwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde nicht
zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist.

GemalR § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen des Bundesverwaltungsgerichtes durch
Beschluss soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.GemaRR Paragraph 31, Absatz eins, VWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen des Bundesverwaltungsgerichtes durch Beschluss soweit nicht ein Erkenntnis zu
fallen ist.

Gemald § 29 Abs. 1 zweiter Satz VwWGVG sind die Erkenntnisse zu begriinden, fur Beschllsse ergibt sich auss 31 Abs. 3
VWGVG eine sinngemale Anwendung.Gemal Paragraph 29, Absatz eins, zweiter Satz VwWGVG sind die Erkenntnisse zu
begriinden, fir BeschlUsse ergibt sich aus Paragraph 31, Absatz 3, VWGVG eine sinngemafle Anwendung.

Im vorliegenden Fall wurde der angefochtene Bescheid am 27.03.2018 von der belangten Behdrde an die
Beschwerdefiihrerin per Hinterlegung zugestellt.

Ausgehend davon, endete im Beschwerdefall die Beschwerdefrist mit Ablauf des 24.04.2018.
Demzufolge erweist sich die am 13.5.2018 per mail eingebrachte Beschwerde als verspatet eingebracht.

Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerdeflihrerin diesen Umstand entsprechend der bisherigen Judikatur
des Verwaltungsgerichtshofes auch ausdricklich vorgehalten (vgl. dazu etwa das Erkenntnis des
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Verwaltungsgerichtshofes vom 29.08.2013, 2013/16/0050).Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerdefihrerin
diesen Umstand entsprechend der bisherigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes auch ausdrucklich vorgehalten
vergleiche dazu etwa das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 29.08.2013, 2013/16/0050).

Die Beschwerde war daher spruchgemall als verspatet zurlickzuweisen.
Zu Spruchpunkt B): Unzuldssigkeit der Revision:

GemafR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaf Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf}
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begranden.

Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemal3 Artikel 133,
Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der L&sung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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